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2 9 8 . Kundmachung: Nichtweiteranwendung des Art. 2 des zwischen der Republik Österreich

und der Schweizerischen Eidgenossenschaft geltenden Vertrages zur Regelung
der Niederlassungsverhältnisse, Befreiung vom Militärdienste und den
Militärsteuern, gleichmäßige Besteuerung der beiderseitigen Staatsangehöri-
gen, gegenseitige unentgeltliche Verpflegung in Krankheits- und Unglücks-
fällen und gegenseitige kostenfreie Mitteilung von amtlichen Auszügen aus
den Geburts-, Trauungs- und Sterberegistern

2 9 9 . Kundmachung: Beitritt Spaniens zum Europäischen Abkommen über die Gleichwertigkeit
der Studienzeiten an den Universitäten

3 0 0 . Abkommen zwischen dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und dem
Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich einerseits und dem
Bundessekretariat für Außenhandel der Sozialistischen Föderativen Repu-
blik Jugoslawien andererseits über die Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Herstellung von Waren für Zwecke
der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich

3 0 1 . Auszug aus dem Ratsprotokoll EFTA/CJC. SR 18/74 der 18. gemeinsamen Sitzung des
Rates der Europäischen Freihandelsassoziation und des Gemeinsamen Rates

298. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 26. Mai 1975 betreffend die Nichtweiter-
anwendung des Art. 2 des zwischen der Repu-
blik Österreich und der Schweizerischen Eid-
genossenschaft geltenden Vertrages zur Rege-
lung der Niederlassungsverhältnisse, Be-
freiung vom Militärdienste und den Militär-
steuern, gleichmäßige Besteuerung der beider-
seitigen Staatsangehörigen, gegenseitige un-
entgeltliche Verpflegung in Krankheits- und
Unglücksfällen und gegenseitige kostenfreie
Mitteilung von amtlichen Auszügen aus den
Geburts-, Trauungs- und Sterberegistern vom

7. Dezember 1875

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1972, BGBl. Nr. 293, wird
kundgemacht:

Der Art. 2 des österreichisch-schweizerischen
Niederlassungsvertrages, RGBl. Nr. 70/1876, ist
auf Grund allgemein anerkannter Regeln des
Völkerrechts (Art. 9 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929) bis auf Wider-
ruf nicht mehr anwendbar.

Kreisky

299. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 26. Mai 1975 betreffend den Bei-
tritt Spaniens zum Europäischen Abkommen

vom 15. Dezember 1956 über die Gleich-
wertigkeit der Studienzeiten an den Universi-

täten

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates ist Spanien am 25. April 1975 dem Euro-
päischen Abkommen über die Gleichwertigkeit
der Studienzeiten an den Universitäten (BGBl.
Nr. 231/1957, letzte Kundmachung betreffend den
Geltungsbereich BGBl. Nr. 19/1973) beigetreten.

Kreisky

3 0 0 .
A b k o m m e n

zwischen dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Öster-

reich einerseits
und dem Bundessekretariat für Außenhandel
der Sozialistischen Föderativen Republik

Jugoslawien andererseits
über die Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren für Zwecke der zollfreien
oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich

Artikel 1

Das Bundessekretafiat für Außenhandel der
Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien
bestätigt, daß zur Ausstellung von Zeugnissen
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über den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren für Zwecke der zollfreien
oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich fol-
gende Wirtschaftskammern ermächtigt sind:

Artikel 2

(1) Die Zeugnisse über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung entsprechen — vor-
behaltlich der Bestimmungen des Abs. 2 — nach
Inhalt und Form dem für Zwecke des Allgemei-
nen Präferenzsystems verwendeten Formblatt A.

(2) Die Zeugnisse enthalten folgende zusätz-
liche Feststellungen in deutscher oder englischer
Sprache:

a) Zusätzliche Erklärung des Ausführers (in
Spalte 7 des genannten Formblattes):
„Alk oben genannten Waren sind hand-
werklich hergestellte Waren."

oder

„All the above goods are handicraft pro-
ducts."

b) Bescheinigung der im Artikel 1 genannten
ermächtigten Stellen (in Spalte 4 des ge-
nannten Formblattes):
„Hiemit wird auf Grund der durchgeführ-
ten Kontrollen bescheinigt, daß die in die-
sem Zeugnis beschriebenen Waren hand-
werklich hergestellte Waren gemäß dem Ab-
kommen zwischen Österreich und Jugo-
slawien sind.

(3) Als handwerklich hergestellte Waren wer-
den Waren verstanden, die überwiegend von
Hand oder nur unter Verwendung von ausschließ-
lich durch Hand- oder Fußantrieb bedienten Ma-
schinen oder Geräten hergestellt worden sind.
Die Verwendung von maschinell erzeugten Roh-
materialien schließt grundsätzlich handwerklich
hergestellte Waren von den nach österreichischem
Recht eingeräumten Begünstigungen nicht aus.
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Artikel 3

Das Bundessekretariat für Außenhandel der
Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien
wird jede Änderung bezüglich der im Artikel 1
genannten Wirtschaftskammern dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Österreich
bekanntgeben.

Artikel 4

Die im Artikel 1 genannten Wirtschaftskam-
mern Jugoslawiens leisten bei der Prüfung der
Richtigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Zeug-
nisse den österreichischen Behörden über deren
Ersuchen Verwaltungshilfe.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt sechs Wochen nach
Unterzeichnung in Kraft; es wird auf die Dauer
von zwei Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit
verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, so-

fern sie nicht durch eine der Vertragsparteien
sechs Monate vor Ablauf der Frist schriftlich auf
diplomatischem Weg gekündigt wird.

GESCHEHEN in Wien, am 7. Mai 1975, in
zwei Urschriften in deutscher Sprache.

Für den) Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie der Republik Österreich:

Dr. Rudolf Willenpart
Ministerialrat

Für den Bundesminister für Finanzen der Repu-
blik Österreich:

Dr. Franz Manhart
Ministerialrat

Für das Bundessekretariat für Außenhandel der
Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien:

Gustav Vlahow
Botschafter

Das vorstehende Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 5 am 18. Juni 1975 in Kraft.

Kreisky

3 0 1 .
AUSZUG AUS DEM RATSPROTOKOLL EFTA/CJC. SR 18/74 DER 18. GEMEIN-
SAMEN SITZUNG VOM 11. JULI 1974 DES RATES DER EUROPÄISCHEN FREI-

HANDELSASSOZIATION UND DES GEMEINSAMEN RATES

(Übersetzung)

„Es besteht Einvernehmen darüber, daß die Be-
stimmungen des neuen Artikels 8 Absatz 4 des
Teils I des Anhangs B *) der Anwendung des Ar-
tikels 5 Absatz 3 bei den betreffenden Geräten,
Maschinen, Apparaten oder Fahrzeugen nicht ent-
gegenstehen."

„Außerdem besteht Einvernehmen darüber, daß
die Bestimmungen des neuen Artikels 8 Absatz 4
des Anhanges B *) der Anwendung des Absatzes 3
des gleichen Artikels nicht entgegenstehen."

„Der Gegenwert von in Rechnungseinheiten
ausgedrückten Wertgrenzen wird vom ausführen-
den Mitgliedstaat in seiner nationalen Währung
festgelegt und den anderen Mitgliedstaaten mit-
geteilt. Die einführenden Mitgliedstaaten erken-
nen diese Beträge an, sofern die Ware in der
Währung des ausführenden Mitgliedstaates in
Rechnung gestellt ist. Wenn die Ware in der Wäh-
rung eines anderen Mitgliedstaates oder eines der
in Artikel 2 des Teils I des Anhangs B *) be-

*) Anhang B, Teil I über die Begriffsbestimmungen
für „Erzeugnisse mit Ursprung in" oder „Ursprungs-
erzeugnisse", BGBl. Nr. 141/1973
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zeichneten Mitgliedstaates der Europäischen Ge-
meinschaften in Rechnung gestellt ist, erkennt
der einführende Mitgliedstaat den von dem be-
treffenden Land mitgeteilten Betrag an."

„Anmerkung 8 zu Artikel 10 der Beilage 1
zum Teil I des Anhangs B *) des Übereinkommens
findet lediglich auf bilaterale Beziehungen An-
wendung."

*) Anhang B, Teil I über die Begriffsbestimmungen
für „Erzeugnisse mit Ursprung in" oder „Ursprungs-
erzeugnisse", BGBl. Nr. 141/1973

Kreisky


